önigliden Preußiſchen Staaten 


—— Nr 14. 


(Nr. 5859.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Maͤrz 1864., betreffend die Ausdehnung der von 
deem uſedom⸗Wolliner Kreiſe durch den Erlaß vom 16. Februar 1857, für 
r 5 den Chauſſeebau vom Golmberge nach Uſedom und bis zur Peene bei 
9 Carnin bewilligten Rechte auf die an Stelle der letzteren Chauſſee ge⸗ 
nehmigte Chauſſeeſtrecke von Uſedom bis zur Peene bei Zecherin. 


I. Ihren Bericht vom 8. März d. J. genehmige Ich, daß die durch den 
Erlaß vom 16. Februar 1857. (Geſetz⸗Samml. von 1857. S. 161.) dem Uſedomw⸗ 
Wolliner Kreiſe, im Regierungsbezirk Stettin, bezüglich des Baues und der 
8 Unterhaltung der Chauſſee vom Golmberge nach der Stadt Uſedom und weiter 
bis zum Peeneſtrom bei Carnin bewilligten Rechte auch auf die an Stelle der 
letzteren dad Chauſſeeſtrecke von Uſedom bis zum Peeneſtrom bei Zecherin 
zur Anwendung kommen. a „5 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
KRenntniß zu bringen. N f 5 
Berlin, den 21. Maͤrz 1864. | = 


Wilhelm. 


5 Ä b. Bodelſchwingh. Gr. v. Ibenplitz. 


I 


N An den Finanzminiſter und den Miniſter fur Handel, 
an Gewerbe und. öffentliche Arbeiten. 


11 1864. (Nr. 5859-5860, 25 ee (Fr. 5860) 
tsgegeben zu Berlin den 12. Mai 1864. b 


(N. 5860.) Statut für den Verband zur Regulirung des Obrzycko⸗ oder faulen Obra 
8 Fluſſes in den Kreiſen Grunberg, Bomſt und Zuͤllichau-Schwiebus. Vom 
4, April 1864. 


5 Wi Wilhelm „von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc, 


verordnen, Behufs Melioration der Grundftüde in der Niederung des Obrzycko⸗ 
oder faulen Obra⸗Fluſſes in den Kreiſen Grünberg, Bomſt und Zuͤllichau⸗ 
Schwiebus, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl ent⸗ 
ſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Art. 2. (Geſetz-Samml. 
S. 182.), was folgt: s 


H. 1. 


Um die in dem Waſſergebiete des Obrzycko⸗ oder faulen Obra⸗Fluſſes 
im Kreiſe Gruͤnberg von Boyadel abwaͤrts und in den Kreiſen Bomſt und 
Zuͤllichau⸗Schwiebus bis zur Mündung in die Oder bei Tſchicherzig belegenen 
Grundſtucke von ſchaͤdlicher Naͤſſe und unzeitiger Ueberſchwemmung moͤglichſt 
zu befreien, auch den Obrzycko⸗-Fluß zur Schiffahrt und Floͤßerei ſoweit als 
möglich geeignet zu machen, werden die Eigenthuͤmer dieſer Grundſtüͤcke zu einer 
Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten unter dem Namen 


„Verband zur Regulirung des Obrzycko⸗Fluſſes“ 


vereinigt. Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgericht in 
Wollſtein. ü 


§. 2. 


Dem Verbande liegt ob, den nach dem Gutachten der Abtheilung fuͤr 
das Bauweſen im Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
vom 31. Oktober 1861. entworfenen Regulirungsplan — unter Annahme einer 
Sohlenbreite des Fluſſes von 30 Fuß — ſowie derſelbe bei der hoͤheren Pruͤfung 
feſtgeſtellt iſt, zur Ausfuhrung zu bringen und die demgemaͤß ausgeführten Anz 
lagen zu erhalten. Erhebliche Veraͤnderungen des Regulirungsplans, welche 
im Laufe der Ausfuͤhrung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung 
des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. f 

Nach der Ausfuͤhrung des Regulirungsplans ſind die ſonſt nöthigen oder 
zweckmaͤßigen neuen Entwaͤſſerungs⸗ und Wa e im Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete von den ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhaͤltniß ihres Vor⸗ 
theils auszuführen und zu unterhalten, und zwar in ſolcher Weiſe, daß dadurch 
die Intereſſen des Verbandes nicht gefaͤhrdet werden. Alle auf dieſe Anlagen 
bezuͤglichen Streitigkeiten werden nach H. 39. endgültig durch das Schieds⸗ 
gericht entſchieden. BE 


Die Organe des Verbandes haben auch dergleichen Anlagen zu beauf⸗ f 
ſichtigen. Bi 
Die 


Die Benutzung des Obrzycko⸗Fluſſes zur Schiffahrt und Floͤßerei iſt fortan 
Jedem geſtattet, 115 Zahlung von Abgaben. Sollten diejenigen Grund⸗ 
befißer, von welchen bisher ſolche Abgaben erhoben find, nachweiſen, daß ihnen 
fuͤr den Wegfall der Abgaben eine Entſchaͤdigung gebührt, fo hat der Verband 
dieſelbe zu gewaͤhren. 5 i 


Erpropriationsrecht. 


§. 3. 


Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem Verbande von ſeinen Grund⸗ 
ſtuͤcken diejenigen Flaͤchen, welche zur Regulirung und Verwallung des Obrzycko⸗ 
oder faulen Obra⸗Fluſſes bis zur Mündung in die Oder erforderlich find, ſo⸗ 
weit ohne Entſchaͤdigung abzutreten, als der bisherige Nutzungswerth durch die 
dem Beſitzer demnächft verbleibende Grasnutzung auf den Uferwaͤnden und 
Dammboͤſchungen und durch die ſonſtigen aus der Regulirung erwachſenden zu⸗ 
fälligen Vortheile aufgewogen wird. Streitigkeiten hieruͤber werden mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges ſchiedsrichterlich (H. 39.) entſchieden. Außerdem wird 
dem Verbande für alle zur vollſtaͤndigen Ausführung des Regulirungsplans 
und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen das Recht zur Expropriation 
verliehen (H. 36.). ; 


Beitragsverhaltniß der Verhandsgenoſſen zu den 
Verbandsanlagen. 


F. 4. 


Die Koften der Ausführung des Regulirungsplans ($. 2.) und der 
Unterhaltung der regulirten Grabenſtrecken und ſonſtigen Verbandsanlagen 
werden von den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeikraͤge nach Maaßgabe 
des Kataſters (HH. 8. ff.) aufgebracht, mit der im F. 8. und H. 25. gedachten 
Maaßgabe in Betreff der Betheiligung der Obra⸗Meliorations⸗Sozietaͤt bei der 
erſten Ausfuͤhrung und der ſpaͤteren Unterhaltung. ö | 
Die Unterhaltung der Brücken im Genoſſenſchaftsgebiete, welche beſtehen 
bleiben oder nur umgebaut werden, liegt denen fernerhin ob, welche zur Unter⸗ 
haltung der alten Bruͤcken bisher verpflichtet find. 
8 Wird eine Erweiterung der Bruͤcken nothwendig, fo iſt der Unterhaltungs⸗ 
pflichtige für die mehreren ihm zur Laſt fallenden Unterhaltungskoſten von dem 
Verbande zu entſchaͤdigen. 


$ 3. 


Die Beitragspflicht ruht unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken, ſteht den f 


5 öffentlichen Laſten gleich und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 
Cr. 5860) 235 5 


6 
er * 
7 


Die Erfüllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehoͤrde 
des Verbandes im Wege der Exekution, wie bei den öffentlichen Laſten, er 
zwungen werden, und zwar auch gegen Wächter, Nutznießer oder andere Be 
ſitzer des verpflichteten Grundſtücks, vorbehaltlich des Regreſſes an den eigentlich 

Verpflichteten. 3 | 


TR 
Die Beiträge werden auf das Ausſchreiben des Vorſtandsvorſitzenden 
(H. 13. und 25.) zum erſten Mai und erſten November jeden Jahres entrichtet, 


und zwar beziehungsweiſe durch die Steuer⸗Ortserheber eingezogen und an die 


Verbandskaſſe abgefuͤhrt. 

Von der Regierung in Poſen können in beſonders dringenden Fallen 
auch andere Zahlungstermine auf den Antrag des Vorſtandes des Verbandes 
feſtgeſetzt werden. 


H. 8. 


Die Grundſtücke, welche bereits zur Obra⸗Meliorations⸗Sozietaͤt gehören, 
werden von dieſer vertreten und haben beſondere Beitraͤge nicht zu leiſten; die 
Obra⸗Meliorations⸗Sozietaͤt zahlt dagegen zur Ausführung des Plans dieſe⸗ 
0 von 16,500 Thalern, welche nach dem Plane derſelben auf die 
Obrzycko⸗Regulirung verwendet werden ſoll. Alle uͤbrigen Grundſtuͤcke werden 
in dem Kataſter nach dem Grade des Vortheils, den fie durch die Anlage er⸗ 
langen, in drei Klaſſen getheilt und die Geſammtkoſten, ſoweit ſie nach dem 
Plane den Beſitzern zur Laſt fallen, werden von dieſen Klaſſen in der Weiſe 
aufgebracht, daß drei Morgen der dritten Klaſſe gleich zwei Morgen der zweiten 
Klaſſe und gleich Einem igen der erſten Klaſſe zahlen. 8 

8 er 

Der Regulirungs⸗Kommiſſarius ftellt das Kataſter mit Zuziehung der 
Betheiligten, reſp. ihrer Bevollmächtigten, für welche ſchriftliche Vollmacht ge: 
nuͤgt, und nach Befinden unter Mitwirkung von Sachoverſtaͤndigen auf. 


H. 10. 


Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern 
der Guͤter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, auszugsweiſe mitzu⸗ 
theilen, und es iſt zugleich in den Amtsblaͤttern der drei Regierungen Liegnitz, 
Poſen und Frankfurt a. d. O. eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, in 
welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius ein⸗ 
geſehen und Beſchwerde dagegen, insbeſondere auch gegen die im $. 8. ange⸗ 
gebenen Klaſſifikationsgrundſaͤtze, bei dem letzteren angebracht werden kann. 
Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden von dem 
Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deputirten des 
Vorſtandes und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterſucht. Die Sach⸗ 

ver⸗ 


vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichts der 
öoͤkonomiſchen Fragen zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten 
wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet 
werden kann, werden von der Regierung in Poſen ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
der Beſchwerdeführer einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Andernfalls 
werden die Akten an die Regierung in Poſen zur Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerden eingereicht. ö a 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. a 


Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 5 


iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. i 

g Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung in Poſen ausgefertigt 
und dem Verbandsvorſtande zugefertigt. 


Die Einziehung von Beitraͤgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 


verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach H. 9. aufgeſtellt iſt, mit Vor⸗ 
behalt ſpaͤterer Ausgleichung. 
| $. 11. 
Eine fpätere Berichtigung des Kataſters tritt ein: 

1) im Falle der Parzellirung der betheiligten Grundſtuͤcke, 

2) wenn erhebliche, fünf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufftel- 
lung des Kataſters zu Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen 
werden. d 

Uuoeeber die Anträge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedachten 
Gruͤnden entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. ’ 


$. 12. 


Wenn fuͤnf Jahre nach der Feſtſtellung des erſten Kataſters verfloſſen 
ſind, kann auf Antrag jedes Betheiligten eine allgemeine Reviſion des Ka⸗ 
taſters von der Regierung in Poſen nach Anhoͤrung des Vorſtandes angeordnet 
werden; dabei iſt das fuͤr die erſte Aufſtellung des Kataſters vorgeſchriebene 
Verfahren zu beobachten. 


Geſchäftseinrichtung des Verbandes. 


1. Während der Ausführung der Regulirung. 
a. Vorſtand des Verbandes. 
at 


Während der Ausführung des Regulirungsplans werden die Gefchäfte 
des Verbandes von einem Vorſtande geleitet, welcher beſteht: 
Gr. 5860) f 2 1) aus 


erfländigen, und zwar hinſichts der Vermeſſung und des Nivellements ein 


ni. F 
J) aus einem Regierungskommiſſarius, als Vorſitzenden, eh 


20 aus einem Waſſerbautechniker, welche beide von dem Minifter für Handel, 


Gewerbe und öffentliche Arbeiten und dem Miniſter für die landwirth⸗ | 


ſchaftlichen Angelegenheiten ernannt werden, 
3) aus fuͤnf Repraͤſentanten der Verbandsgenoſſen. 
Der Vorſtand iſt verpflichtet, den Landraͤthen der Kreiſe Gruͤnberg, Bomſt 
und Zuͤllichau auf ihr Verlangen von feinen Beſchluͤſſen Kenntniß zu geben. 
$. 14, 


Die Direktion der Obra⸗Meliorations⸗Sozietaͤt hat das Recht, einen Re⸗ 
praͤſentanten zu ernennen. Zur Wahl der uͤbrigen Repraͤſentanten wird das 
Meliorationsgebiet in vier Bezirke getheilt, von denen 


der erſte Bezirk aus den betheiligten Grundſtuͤcken des Gruͤnberger Kreiſes, 


der zweite aus denen des Bomſter Kreiſes außer den durch die Obra⸗ 
Meliorations⸗Sozietaͤt vertretenen Grundſtuͤcken, 


der dritte aus den Grundſtuͤcken des Zuͤllichauer Kreiſes bis zur Rade⸗ 


witſcher Grenze, 
der vierte aus den uͤbrigen Grundſtuͤcken dieſes Kreiſes gebildet wird. 
Jeder dieſer Bezirke waͤhlt einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter. 


H. 15. 


Dieſe Wahlen erfolgen in Wahlverſammlungen, an welchen die Beſitzer 
derjenigen außer einem Gemeindeverbande liegenden Guͤter und die Vorſteher 
(Buͤrgermeiſter oder Scholzen) derjenigen Stadt⸗ und Dorfgemeinden, aus deren 
Gemeindebezirken Grundſtuͤcke im Meliorationsgebiete liegen, Theil nehmen, und 

zwar entweder perjönlich oder durch Bevollmaͤchtigte reſp. ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter. Die Betheiligung der einzelnen außer dem Gemeindeverbande liegenden 
Guͤter und der Gemeindebezirke an der Melioration mit einer Flaͤche von zwei⸗ 
hundert Morgen giebt Eine Stimme, mit mehr als zweihundert bis zu fünf 
hundert Morgen zwei Stimmen und ſofort um je fuͤnfhundert Morgen Eine 
Stimme mehr. a 

Nach gleicher Norm werden diejenigen Guͤter und Gemeindebezirke, welche 
an ſich mit weniger als zweihundert Morgen an der Melioration betheiligt ſind, 
in jedem Wahlbezirke, ſoweit es thunlich iſt, von der Regierung in Poſen zu 
Kollektivſtimmen vereinigt. 

Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, und bei Stimmengleichheit das Loos. 

Die Wahl gilt fuͤr ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheiden von den vier 
gewählten Repraͤſentanten zwei zuerſt nach dem Looſe, dann nach dem Dienſt⸗ 
alter aus. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. Bei der erſten 
Wahl beſtimmt die Regierung in Poſen, bei allen ſpaͤteren der Vorſtand die 
Wahlorte, ernennt die Wahlkommiſſarien und ſtellt die Wahlliſten feſt. 


Bon 


Von der Regierung kann auch bei fpater etwa eintretendem Beduͤrfniß 
auf Antrag des Vorſtandes der Wahlmodus unter Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten anderweit regulirt werden. Die 
Pruͤfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem Wahlverfahren, ſo⸗ 

wie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl, gelten analog die Vor⸗ 
ſchriften über Gemeindewahlen. 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und ſonſtigen gleich dringen⸗ 
den Behinderungsfaͤllen des Repraͤſentanten ſeine Stelle ein und kreten an ſeine 
Statt, wenn der Repraͤſentant waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, oder ſeinen 
Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


$. 16. 


Der Vorſitzende beſtimmt Zeit und Ort der jedesmaligen Vorſtands⸗ 
ſitzung und ladet dazu die Vorſtandsmitglieder unter Mittheilung der zur Be⸗ 
rathung beſtimmten Gegenſtaͤnde und zwar, mit Ausnahme dringender Falle, 
mindeſtens ſieben Tage vorher ein. f 

Dieſelben find in Behinderungsfaͤllen (§. 15.) gehalten, die Vorladung 
ſofort an ihre Stellvertreter zu befoͤrdern. i 

Die Verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn auch nur fuͤnf Mitglieder 
einſchließlich der beiden Koͤniglichen Kommiſſarien ſich einfinden. 

8 Wenn drei Mitglieder unter Angabe des Gegenſtandes darauf antragen, 
muß der Vorſitzende eine Vorſtandsſitzung berufen. 


H. 17, 


In den Sitzungen werden die Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Wer bei irgend 
einem Gegenſtande der Berathung ein perſoͤnliches Intereſſe hat, welches mit 
dem der Geſammtheit kollidirt, darf an derſelben nicht Theil nehmen. 

Kann wegen dieſer Ausſchließung felbft mit Huͤlfe der Stellvertreter eine 
beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vorſitzende, oder 
wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Regierung 
in Poſen die Intereſſen des Verbandes zu wahren und nöthigenfalld einen be⸗ 
ſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 

Beſchluͤſſe uͤber bautechniſche Gegenſtaͤnde gegen das Gutachten des 
Technikers ſind, wenn der Techniker oder der Vorſitzende gegen die Ausfuͤhrung 
proteſtiren, nicht eher ausfuͤhrbar, bis die Regierung in Poſen daruͤber Ent⸗ 
ſcheidung getroffen hat. Dieſe muß demnaͤchſt zur Ausfuͤhrung gebracht werden. 
10 Die Repraͤſentanten find an Inſtruktionen der Verbandsgenoſſen nicht ge⸗ 
bunden. 


F. 18. 


Die Verhandlungen uͤber die Vorſtandsſitzungen ſind von dem Vor⸗ 
ſitzenden, dem Techniker, und wenigſtens zwei der übrigen Vorſtandsmitglieder 
zu vollziehen. Die Verwaltung der Geſchaͤfte im Namen des Vorſtandes und 
die Ausführung feiner Beſchluͤſſe, die Vertretung des Verbandes nach 1 1 
Kr. 5860.) 0 a un 


5 und in Prozeſſen, und die Handhabung der Polizei zum Schutze der Verbands 
anlagen liegt dem Vorſitzenden ob, welcher den Schriftwechſel mit anderen Be 
hoͤrden und Privaten und die Zahlungsanweiſungen allein zeichnet. 


Er kann ſich dabei durch den Bautechniker oder ein anderes Mitglied 


des Vorſtandes, und in Prozeſſen durch einen Rechtsanwalt vertreten laſſen. 

Alle Vertraͤge und Urkunden, welche die Korporation verbinden ſollen, 
muͤſſen vom Vorſitzenden ausgeſtellt werden; jedoch iſt zur Guͤltigkeit derſelben 
außerdem erforderlich: 5 


1) wenn der Gegenſtand des Vertrages fuͤnfhundert Thaler und daruber 


beträgt, die Aufnahme eines Darlehns, oder den Ankauf oder die Ver⸗ 
aͤußerung eines Grundſtuͤcks, oder die Einraͤumung einer Grundgerechtig⸗ 
keit betrifft, die Beifuͤgung eines Genehmigungsbeſchluſſes des Vor⸗ 
ſtandes; zu Darlehnsvertraͤgen auch der Genehmigungsurkunde der 
Regierung in Poſen; | 
2) wenn der Gegenſtand eines anderen Vertrages funfzig Thaler uͤberſteigt, 
die Mitunterſchrift von mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern, oder ſtatt 
deſſen die Beifuͤgung des Genehmigungsbeſchluſſes des Vorſtandes. 


b. Rendant des Verbandes. 
§. 19. 


Der Vorſtand akkordirt mit einer geeigneten Perſon wegen Uebernahme 
der Rendanturgeſchaͤfte des Verbandes. 8 ; 


$. 20. 


a 


Dieſer Rendant hat dafür eine zwiſchen dem Vorſtande und ihm zu ver⸗ 


einbarende Kaution zu beſtellen. 
$. 2 


Fuͤr feine Geſchaͤftsverwaltung wird ihm eine beſondere Inſtruktion von 
dem Vorſtande ertheilt. N 

Er hat ſich den ordentlichen und außerordentlichen Reviſionen, welche der 
Vorſtand anordnet, zu unterwerfen, legt demſelben Rechnung, erledigt ſeine Mo⸗ 
nita und empfaͤngt von ihm Decharge. f ! 

Es muß jährlich wenigſtens Eine außerordentliche Reviſion ſtattfinden. 


. Baukommiſſion. 


H. 22. 


Die Ausfuͤhrung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Regu⸗ 
lirungsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des 
Vorſtandes und feiner Mitglieder einer beſonderen Baukommiſſion für die Re⸗ 


* 


gulirung des Obrzycko⸗Fluſſes übertragen, welche aus dem Vorſitzenden, dem 
Bautechniker (§. 13. Nr. 1. und 2.) und zwei gewählten Bae 
be⸗ 
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beſteht. Die letzteren werden von dem Vorſtande aus feiner Mitte gewählt, 
konnen ſich aber für einzelne Geſchaͤfte durch den Repraͤſentanten des betreffen 
den Bezirks vertreten laſſen. i 


$. 23. 


Diefe Kommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe in der Art, daß über die Vor: 
fehläge des Technikers von den übrigen Mitgliedern nach Stimmenmehrheit ent⸗ 
ſchieden wird, welchen uͤberlaſſen bleibt, in zweifelhaften und wichtigen Faͤllen 
die Entſcheidung des Vorſtandes einzuholen. 

Die Vertraͤge, welche ſie abſchließt, ſind von allen vier Kommiſſions⸗ 
Mitgliedern zu unterſchreiben. 5 

§. 24. 


Sobald die Ausfuͤhrung der Regulirung bewirkt iſt, hoͤrt der Auftrag der 
Baukommiſſion auf. Dieſelbe uͤbergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur ferneren 
Verwaltung. Streitigkeiten, die dabei entſtehen moͤchten, entſcheidet der Miniſter 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung der Regierung zu 
Poſen, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. ö 


II. Nach der Ausfuͤhrung der Regulirung. 
a. Vorſtand. 
H. 25. | | 
Nach der Ausführung des Baues tritt die Obra-Meliorations⸗Sozietaͤt 
inſofern von der Genoſſenſchaftsarbeit zuruͤck, als ſie die Unterhaltung der Strecke 
des Fluſſes vom Rudenſee bis zur Grenze zwiſchen Karge und Chwalim ganz 
allein uͤbernimmt. Die Unterhaltung der anderen Flußſtrecken und Anlagen be⸗ 
hält die uͤbrige Genoſſenſchaft als gemeinſame Laſt und es gelten dafür folgende 
Beſtimmungen: 
Nach der Aufloͤſung der Baukommiſſion hört die Funktion des Reguli⸗ 
rungs⸗Kommiſſarius und des Bautechnikers auf. 


Der Vorſtand beſteht demnaͤchſt: 
a) aus einem Schaudirektor als Vorſitzenden; 


b) aus demjenigen Koͤniglichen Baubeamten des Meliorationsgebietes, 
welchen der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
und der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten dazu 
beſtimmt; i x 

c) aus den fünf Repraͤſentanten der Verbandsgenoſſen ($. 13. Nr. 3.). 


Dieſe Repraͤſentanten waͤhlen den Schaudirektor mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit auf ſechs Jahre. 8 
Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 5 
Wird eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſind nach dreimaliger 
erfolgloſer Abſtimmung diejenigen beiden Kandidaten, welche die relativ meiſten 
Stimmen erhalten haben, in eine engere Wahl zu bringen. f 
Jahrgang 1864. (Nr. 5860) 26 Wird 


ee. h b 
Wird die Beftätigung verfagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen 1 


Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beftätigt, oder die Wahl verweigert, fo 
ſteht der Regierung die Ernennung auf drei Jahre zu. 

Der Schaudirektor wird von einem Kommiſſarius der Regierung in oöffent⸗ 
licher Sitzung des Vorſtandes vereidet. 5 

Der Schaudirektor verpflichtet die ubrigen Mitglieder des Vorſtandes durch 
Handſchlag an Eidesſtatt. e 

Die Vorſchriften der HH. 13. bis 18. bleiben auch kuͤnftig mit der Maaß⸗ 
gabe geltend, daß an die Stelle des Regierungskommiſſarius der Schaudirektor 
und an Stelle des Technikers ($. 13. Nr. 2.) der Baubeamte ($. 25. b.) tritt. 


$. 26. 


Der Vorſtand des Verbandes führt die allgemeine Aufficht über die vom g 
Verbande ausgeführten und zur Unterhaltung uͤbernommenen Meliorations- und 
Grabenanlagen. 

$. 27. 


Zu dieſem Behufe findet zwiſchen Saat- und Erntezeit jährlich eine Haupt- 
ſchau, und ſo oft es erforderlich iſt, im September eine Nachſchau der gedachten 
Anlagen ſtatt. 

Der Schaudirektor ſchreibt die Schau Öffentlich aus und leitet dieſelbe. 

Er legt dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtaͤnde mit ihrer Beſchreibung 
zu Grunde, zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden oder er es fuͤr noͤthig haͤlt, 
zu, laͤßt das Verzeichniß berichtigen und haͤlt demnaͤchſt in der Vorſtandsſitzung 
über die Ergebniſſe der Schau Vortrag. a ö 

Die Kreislandraͤthe find von der Schau in Kenntniß zu ſetzen und bleibt 
ihnen die Beiwohnung derſelben uͤberlaſſen. 

Der Baubeamte, welcher Vorſtandsmitglied iſt, muß jeder Schau bei⸗ 
wohnen. 

oh $. 28. 

Der Verbandsvorſtand ſetzt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen ſoll. N 

Er beſtimmt, welche Beitraͤge auszuſchreiben, und was einzelne Verbands⸗ 
genoſſen an beſonderen Verpflichtungen zu leiſten haben. 

Gegen dieſe Feſtſetzungen und Entſcheidungen ſteht den Betheiligten innerhalb 
zehn Tagen der Rekurs an die Regierung in Poſen zu; doch darf, wenn Ge⸗ 
fahr im Verzuge iſt, der Vorſtand, unbeſchadet des eingelegten Rekurſes, ſeine 
Entſcheidung im Zwangswege zur Ausfuͤhrung bringen. 


b. Grabenaufſeher. 


H. 29. 


Der Schaudirektor ſtellt nach Anhörung des Vorſtandes die nothwendigen 
Grabenaufſeher an, ertheilt ihnen Beſtallung und Inſtruktion und iſt befugt, 
Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von drei Thalern gegen fie feſtzuſetzen, noͤthigen⸗ 
falls ihnen auch die Ausuͤbung der Amtsverrichtungen vorlaͤufig zu ee 
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Die Grabenaufſeher haben die Anlagen des Verbandes ſtets in Aufficht 
u halten und die vom Schaudirektor angeordneten Raͤumungen und ſonſtigen 
Arbeiten nach den Anſchlaͤgen des Baubeamten ordnungsmaͤßig auszufuͤhren. 


c. Rendant. 
H. 31. 


Der Rendant, welcher vom Vorſtande angenommen wird, verwaltet die 
Kaſſe des Verbandes, legt die Rechnungen des Vorjahres und den mit dem 
Schaudirektor vorher entworfenen Etat fuͤr das neue Rechnungsjahr dem Vor⸗ 
ſtande vor und erhält von dieſem die Decharge für die gelegten Rechnungen. 

Alle Zahlungsanweiſungen muͤſſen vom Schaudirektor vollzogen werden. 

Uebrigens gelten für den Rendanten die Beſtimmungen $$. 20. und 21. 


d. Einziehung der Beitraͤge, Koſten und Strafen. 
H. 32 


Der Schaudirektor hat die Beitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters und 
der Beſchluͤſſe des Vorſtandes rechtzeitig auszuſchreiben und fuͤr ihre Einziehung 
durch die Ortserheber Sorge zu tragen. 

Naturalleiſtungen, welche nicht rechtzeitig den Verpflichtungen oder An⸗ 
geboten entſprechend erfuͤllt werden, laͤßt der Schaudirektor auf Rechnung der 
Pflichtigen ausführen und die Koſten gleich der etwa hinzutretenden reglements⸗ 
maͤßigen Strafe von denſelben durch Exekution einziehen. 

Die Polizeibehoͤrden find verpflichtet, auf Requiſition des Schaudirektors 
dieſen und die Ortsvorſteher bei der Beitreibung der Beitraͤge, Koſten und 
Strafgelder zu unterſtuͤtzen. 

Der Schaudirektor iſt befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der 
zum Schutz der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafen bis zu 
fünf Thalern Geldbuße vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. 
(Geſetz-Samml. S. 349.). Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizei⸗ 
richter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 


Remuneration der Vorſtandsmitglieder. 
$. 33. 


Der Regierungskommiſſarius und der Waſſerbautechniker ($. 13. Nr. 1. 
und 2.) werden aus der Staatskaſſe remunerirt. 

Der Schaudirektor und die Repraͤſentanten bekleiden Ehrenpoſten. 

Sie erhalten aus der Verbandskaſſe fuͤr auswaͤrtige Termine und Reiſe⸗ 
tage zur Schau zwei Thaler Diäten, aber keine Reiſekoſten. Der Schaudirek⸗ 
tor erhält außerdem aus der Verbandskaſſe eine Entſchaͤdigung für Buͤreau⸗ 
aufwand, welche die Regierung in Poſen nach Anhoͤrung des Vorſtandes feſt⸗ 
ſetzt. Auf gleiche Weiſe wird für den Baubeamten (9. 25. b.) eine feſte jähr- 
liche Remuneration beſtimmt und aus der Verbandskaſſe gezahlt. 

(Nr, 5860) 29" Staats⸗ 


en 


Staats⸗Aufſichtsbehörde. 
H. 34. 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizeibehoͤrde und 
in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten, reſp. in den Faͤllen, wo das Schiffahrtsintereſſe betheiligt iſt, von dieſem 
und dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten gehandhabt 
nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem Umfange und mit den 
Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta⸗ 
tutes überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhalten, die 
Grundſtuͤcke des Verbandes angemeſſen genutzt und die Schulden des Wer: 
bandes regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. Sie entſcheidet uͤber alle Be⸗ 
ſchwerden gegen die Beſchluͤſſe des Vorſtandes und des Schaudirektors, ſoweit 
fie nicht nach H. 39. endguͤltig durch das Schiedsgericht zu erledigen find, und 
ſetzt ihre Entſcheidungen noͤthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 


Die Beſchwerden an die Regierung koͤnnen 
a) uͤber Straffeſtſetzungen des Vorſitzenden reſp. des Schaudirektors gegen 
Unterbeamte des Verbandes nur binnen zehn Tagen, 

b) gegen Beſchluͤſſe über den Beitragsfuß, über Erlaß und Stundung von 
Beitraͤgen, ſowie uͤber Entſchaͤdigungen, nur binnen vier Wochen 

nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. Dieſelben ſind 

bei dem Vorſitzenden reſp. Schaudirektor einzureichen, welcher die Beſchwerde, 

begleitet mit ſeinen Bemerkungen, ungeſaͤumt an die Regierung zu befoͤrdern hat. 
Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 


$. 35. 


Die Regierung in Poſen uͤberwacht das Vermögen des Verbandes. Die 
aufzunehmenden Darlehne beduͤrfen ihrer Genehmigung; ſie ſorgt fuͤr die regel⸗ 
maͤßige Verzinſung und Amortiſation der Schulden des Verbandes. Ihr muß 
jaͤhrlich Abſchrift des Etats und ein Finalabſchluß der Kaſſe uͤberreicht werden, 
desgleichen Abſchrift der Schau- und Vorſtandsſitzungs-Protokolle. Die Re 
gierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Kaffe ſowohl als der ge 
ſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung der Schau⸗ 
und der Vorſtandsverſammlungen abzuordnen, eine Geſchaͤftsanweiſung fuͤr die 
Beamten nach Anhörung des Vorſtandes zu ertheilen und auf Grund des Ge 
ſetzes vom 11. März 1850. über die Polizeiverwaltung (Geſetz-Samml. ©. 388.) 
die erforderlichen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum Schutze des Fluſſes, der 
Graͤben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des Verbandes. 


$. 36. N 
Beim Expropriationsverfahren (§. 3.) ſteht die Entſcheidung 1 1 
welche 


mit Vorbe 


me 


welche Gegenſtaͤnde der Expropriation unterliegen, der Regierung in Poſen zu, 
halt eines innerhalb einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen einzulegen⸗ 
den Rekurſes an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls durch 
die Regierung. 
. Hierbei, ſowie in Betreff des dem Provokaten innerhalb ſechs Wochen 
nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an das Reviſions⸗ 
kollegium fuͤr Landeskulturſachen in Berlin, ſind im Uebrigen die Vorſchriften 
der $$. 45. bis 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. maaßgebend. 
Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigungen fuͤr die ſtattgehabte Expro⸗ 
priation kommen die fuͤr den Chauſſeebau in den Provinzen Schleſien, Poſen 
und Mark Brandenburg beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 


. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande nach 
dieſem Statute obliegenden Leiſtungen auf den Etat zu bringen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regierung in Poſen nach Anhoͤrung des 
Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt 
beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſt und verfuͤgt die Einziehung 
der erforderlichen Beitraͤge. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 38. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ 
bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden, und et⸗ 
waige Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


H. 39. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur 
Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Ge— 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, 
inſofern nicht einzelne Gegenſtaͤnde in dieſem Statute ausdruͤcklich an eine an⸗ 
dere Behoͤrde gewieſen ſind. N 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
5 = Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſtandsvorſitzenden angemeldet wer⸗ 

en muß. i 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidhet nach 

Stimmenmehrheit. ER 
(Nr. 5860-5861) . Ein 


0 


Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 
Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 


Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ f 


vorſtand einen Schiedsrichter, und der oder die mehreren gleichbetheiligten Re⸗ 


kurrenten einen Schiedsrichter waͤhlen, und daß die Regierung in Poſen den i 


Obmann beftimmt, welcher den Vorſitz führt. 
Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts koͤnnen nur großjaͤhrige, verfuͤgungs⸗ 
fähige unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, gewaͤhlt werden. 
Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abgangs der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die Wahl 


deſſelben durch den Landrath des Kreiſes, in welchem der Rekurrent reſp. die 


Mehrzahl der Rekurrenten wohnt. 


Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne der Wahl ſich 


enthalten, ſo ſind ſie an die Wahl der uͤbrigen gebunden. N 


Allgemeine Beſtimmung. 


H. 40. 
Abaͤnderungen gegen dieſes Statut koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge⸗ 
nehmigung erfolgen. f 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. April 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 5861.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung vom 3. Dezember 1862,, betreffend 
die mit der Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗Eiſenachiſchen und der Her⸗ 
zoglich Sachſen-Coburg- und Gothaiſchen Regierung vereinbarte Modi— 
fikation der wegen Verwendung der Abgabe von der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahn in dem Staatsvertrage vom 19. April 1844. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen. Vom 27. April 1864. 


. Königlich Preußiſche, die Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗Eiſenachiſche 
und die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ und Gothaiſche Regierung ſind mit Be⸗ 
zug auf die in den Artikeln 15. bis 17. des die Thuͤringiſche Eiſenbahn be⸗ 
treffenden Staatsvertrages vom 19. April 1844. enthaltenen Beſtimmungen 

N da⸗ 


1 


dahin uͤbereingekommen, daß die Königlich Preußiſche Regierung die für die 
Zeit vom 1. Januar 1860. ab von der Thuͤringiſchen Eiſenbahn zu erhebende 
Abgabe, ſowie die von dem gedachten Zeitpunkte ab erwachſenden Dividenden 
von dem bis dahin aufgeſammelten Amortiſationsfonds alljährlich an die mit⸗ 
intereſſirten Regierungen nach Maaßgabe ihrer Betheiligung abfuͤhren wird, ſo 
lange von keiner der drei Regierungen die Abſicht erklaͤrt worden iſt, auf die 
Verwendung der laufenden Eiſenbahnabgabe zum Zwecke der Amortiſation der 
Eiſenbahnaktien nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Staatsvertrages vom 
19. April 1844. zuruͤckzukommen. 

In Anſehung jener Betheiligung ſind die Koͤniglich Preußiſche, die Groß⸗ 
A Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſche und die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
und Gothaiſche Regierung daruͤber einverſtanden, daß die in dem Kurfuͤrſten⸗ 
thum Heſſen und dem Herzogthum Sachſen-Meiningen belegenen Strecken der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahn mit Ruͤckſicht auf die Uebereinfunft in dem Berliner 

Schlußprotokolle vom 19. April 1844. den im Großherzogthum Sachſen⸗Weimar 

belegenen Strecken zugerechnet werden; die über Herzoglich Sachſen⸗Altenburgi⸗ 

ſches Gebiet führende Strecke der Weißenfels⸗Geraer weigbahn aber nach dem 

Staatsvertrage vom 25. November 1857. den in Preußen belegenen Strecken 

hinzutritt. 

8 Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits vorſtehende Miniſterial⸗Erklaͤ⸗ 
rung in zwei gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt worden, welche nach er⸗ 
folgter Auswechſelung gegen uͤbereinſtimmende Erklaͤrungen des Großherzoglich 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen und des Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ und 

Gothaiſchen Staatsminiſteriums Kraft und Wirkſamkeit haben foll, 


Berlin, den 3. Dezember 1862. 


Der Königlich Preußiſche Präfident des Staatsminiſteriums 
und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Bismarck-Schoͤnhauſen. 


ML chende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrungen des Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſena iſchen Staatsminiſte⸗ 
riums und des Herzoglich Sachſen⸗Coburg= und Gothaiſchen Staatsminiſte⸗ 
riums ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 27. April 1864. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Bismard-Schönhanfen. 


r. 58615862.) (Nr. 5862.) 
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(Nr. 5862.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 22. Januar 1864., betreffend 


die mit der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauiſchen Regierung vereinbarte Modifika⸗ 


tion der wegen Verwendung der Abgabe von der Weißenfels-Geraer 
Eiſenbahn in dem Staatsvertrage vom 2. April 1857. enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen. Vom 27. April 1864. 


Die Königlich Preußiſche und die Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung ſind 
mit Bezug auf die uͤber die Verwendung der Abgabe von der Weißenfels⸗ 
Geraer Eiſenbahn in den Artikeln 14. und 15. des Staatsvertrages vom 
2. April 1857. getroffenen Beſtimmungen dahin uͤbereingekommen, daß die 
Königlich Preußiſche Regierung die fir die Zeit vom 1. Januar 1860. ab von 
den geſammten Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmungen zu erhebende Abgabe, 
ſowie die von dem gedachten Zeitpunkte ab erwachſenden Dividenden von dem 
bis dahin aufgeſammelten Amortiſationsfonds alljaͤhrlich an die mitintereſſirten 
Regierungen nach Maaßgabe ihrer Betheiligung abfuͤhren wird, wobei indeſſen 
der Koͤniglich Preußiſchen Regierung vorbehalten bleibt, auf die Verwendung 
der laufenden Eiſenbahnabgabe zum Zwecke der Amortiſation der Thuͤringiſchen 
Eiſenbahnaktien nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Staatsvertrages vom 
2. April 1857. zuruͤckzukommen. N er 

Hieruͤber ift Königlich Preußiſcher Seits vorſtehende Miniſterial⸗Erklaͤrung 
ausgefertigt worden, welche nach erfolgter Auswechſelung gegen eine uͤberein⸗ 
ſtimmende Erklaͤrung der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauiſchen Regierung Kraft und Wirk⸗ 
ſamkeit haben ſoll. 5 . . 

Berlin, den 22. Januar 1864. 


Der Königlich Preußiſche Präſident des Staatsminiſteriums 


und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. 


Vdſebende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Fuͤrſtlich Reuß-Plauiſchen Miniſteriums ausgewechſelt 
worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 27. April 1864. | 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). f 


